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Bezirksregierung Detmold Detmold, den 2. Juni 2020
25.4.36-00-1/20 

 Die Avacon Netz GmbH plant, zur Erhöhung der Ver-
kehrs- und Betriebssicherheit an den Masten 1 bis 7 der o. a. 
110-kV-Hochspannungsfreileitung am Abzweig Paderborn/W 
Ertüchtigungsmaßnahmen vorzunehmen. Das sich auf das 
Gebiet der Stadt Paderborn erstreckende Vorhaben unter-
liegt den Vorgaben des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG). Die Frage, ob eine Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVP) notwendig ist, ist gem. Nr. 19.1.4 der 
Anlage 1 zu § 1 Abs. 1 Nr. 1 UVPG von dem Ergebnis einer 
standortbezogenen Vorprüfung gem. § 7 Abs. 2 UVPG ab-
hängig.
 Im Rahmen dieser Vorprüfung wurde unter Beteiligung bzw. 
Anhörung u. a. der Naturschutzbehörden sowie der gem. § 
66 Abs. 1 des Landesnaturschutzgesetzes NRW (LNatSchG 
NRW) anerkannten Vereinigungen auf Antrag vom 25. März 
2020 festgestellt, dass für dieses Vorhaben keine Verpfl ich-
tung zur Durchführung einer UVP besteht. Diese Feststellung 

wird hiermit gem. § 5 Abs. 2 UVPG öffentlich bekannt gege-
ben. Sie ist gem. § 5 Abs. 3 UVPG nicht selbstständig an-
fechtbar.
 Örtliche Schutzkriterien gem. Nr. 2.3 der Anlage 3 des 
UVPG – zu denen u. a. FFH-Gebiete, Europäische Vogel-
schutzgebiete, Naturschutzgebiete (NSG), gem. §§ 29, 30 
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) geschützte Land-
schaftsbestandteile bzw. Biotope, Wasser- und Heilquellen-
schutzgebiete, Überschwemmungsgebiete sowie Denkmä-
ler gehören – werden insoweit durch das Vorhaben berührt, 
dass die Leitung zwischen den Masten 1 und 3 das Land-
schaftsschutzgebiet (LSG) „Fließgewässer und Auen“ sowie 
zwischen den Masten 2 und 3 zusätzlich das Überschwem-
mungsgebiet (ÜSG) „ALME“ quert. 
 Da Maßnahmen an der Hochspannungsfreileitung selbst 
nicht vorgesehen sind und die unverändert bestehend blei-
benden Masten lediglich verstärkt werden sollen, ist eine 
direkte Berührung der geschützten Bereiche jedoch auszu-
schließen.
 Ausschlaggebend ist vor allem, dass es sich um Maßnah-
men an bereits vorhandenen Masten einer bestehenden Lei-
tung, und somit um einen einschlägig vorbelasteten Raum 
handelt. Dauerhafte Neubelastungen einzelner Schutzgüter, 
die eine UVP bedingt hätten, ergeben sich daher nicht.
 Gleichzeitig lassen die Merkmale des Vorhabens (Größe, 
Ausgestaltung, Ressourcenverbrauch, verwendete Technolo-
gien, Risiken, etc.) bei entsprechend überschlägiger Prüfung 
anhand der Kriterien der UVPG-Anlage 3 keine erheblichen 
Umweltauswirkungen erkennen, die nach § 25 Abs. 2 UVPG 
bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären.
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 Die Naturschutzbehörden (untere Naturschutzbehörde des 
Kreises Paderborn und höhere Naturschutzbehörde der Be-
zirksregierung Detmold) haben dem Verzicht auf eine UVP im 
Übrigen zugestimmt. Die von mir angehörten Vereinigungen 
bzw. Naturschutzverbände haben von einer Stellungnahme 
abgesehen. 
 Belange, die nach § 7 Abs. 2 UVPG eine UVP-Pfl icht be-
dingen würden, sind von daher nicht erkennbar.

ABl. Reg. Dt. 2020, S. 201-202

171 Immissionsschutz; 
hier: Vollzug des Gesetzes über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)
– Feststellung der UVP-Pfl icht –

Bekanntgabe gem. § 5 UVPG,
des Ergebnisses der Vorprüfung des Einzelfalls

Bezirksregierung Detmold Detmold, den 8. Juni 2020
Leopoldstraße 15
32756 Detmold
700-53.0011/20/8.1.1.1

 Die Firma B + T Horn Energie GmbH beantragt gem. § 16 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) die Ge-
nehmigung zur wesentlichen Änderung ihrer Anlage nach 
Nr. 8.1.1.1 des Anhangs der 4. BImSchV (Anlagen zur Be-
seitigung oder Verwertung fester, fl üssiger oder in Behältern 
gefasster gasförmiger Abfälle, Deponiegas oder anderer gas-
förmiger Stoffe mit brennbaren Bestandteilen durch thermi-
sche Verfahren, insbesondere Entgasung, Plasmaverfahren, 
Pyrolyse, Vergasung, Verbrennung oder eine Kombination 
dieser Verfahren mit einer Durchsatzkapazität von 10 Tonnen 
gefährlichen Abfällen oder mehr je Tag) einschl. der erfor-
derlichen Nebeneinrichtungen auf ihrem Betriebsgrundstück 
Kampstraße 65 in 32805 Horn – Bad Meinberg (Gemarkung 
Horn, Flur 4, Flurstück 1046). 
 Beantragt wird die Erweiterung des luftgekühlten Konden-
sators (Luko), der vorhandene Kondensator soll um vier zu-
sätzliche Zellen auf insgesamt acht Zellen erweitert werden.
 Bei dem vorliegenden Antrag handelt es sich um die we-
sentliche Änderung eines Vorhabens nach Nr. 8.1.1.1 der 
Anlage 1 des UVPG. Wird gemäß § 9 UVPG ein Vorhaben ge-
ändert, für das keine Umweltverträglichkeitsprüfung durch-
geführt worden ist, so wird für das Änderungsvorhaben eine 
Vorprüfung durchgeführt, wenn für das Vorhaben nach Anla-
ge 1 eine UVP-Pfl icht besteht und dafür keine Größen- oder 
Leistungswerte vorgeschrieben sind. Dementsprechend ist 
im Vorfeld ermittelt worden, ob für das Vorhaben eine Ver-
pfl ichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeits-
prüfung besteht. Hierbei wurden die einschlägigen Kriterien 
gemäß Anlage 3 des UVPG zugrunde gelegt. 
 Es wurde festgestellt, dass es keiner Umweltverträglich-
keitsprüfung bedarf. 
 Maßgeblich für diese Feststellung ist insbesondere, dass 
durch das Vorhaben keine neue Versiegelung von Böden not-
wendig ist. Es fallen keine zusätzlichen Abfälle und Abwässer 
an, der Wasserbedarf ändert sich nicht. Es enstehen keine 
zusätzliche Emissionen an Gerüchen. Die zusätzlichen Lär-
missionen werden durch getroffene Minderungsmaßnahmen 
sicher kompensiert. Durch die Erweiterung des Luftkonden-
sators entsteht auch eine zusätzliche Wärmeemission, die 
jedoch im Hinblick auf den Klimawandel und dadurch hervor-
gerufenen Risiken zu vernachlässigen ist. 
 Das Vorhaben führt zu keiner negativen Beeinträchtigung 
von ökologisch empfi ndlichen Gebieten, da von dem zusätz-
lichen Luftkondensator Wärme und Lärm nur lokal in sehr 

geringen Mengen emittiert wird. Es sind dementsprechend 
keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen durch 
das Vorhaben zu erwarten.
 Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. 
 Diese Bekanntgabe ist auch auf der Internetseite der Be-
zirksregierung Detmold unter (www.bezreg-detmold.nrw.de) 
– Bekanntmachung/Amtsblätter – abrufbar.

ABl. Reg. Dt. 2020, S. 202

172 Wasserrecht; 
hier: Vollzug des Gesetzes über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)

Bekanntgabe des Ergebnisses der Vorprüfung 
des Einzelfalls gemäß § 3a UVPG

Bezirksregierung Detmold Detmold, den 5. Juni 2020
54.01.07.70-012

 Der WBV Kreis Herford-West hat bei der Bezirksregierung 
Detmold beantragt, einmalig für das Jahr 2020 die maxima-
len Höchstfördermengen für die Brunnen HeBr2, HeBr6 und 
HeBr6a sowie für die Brunnengruppe HeBr8 und HeBr8a der 
Wassergewinnungsanlage Hedem in Preußisch Oldendorf 
um insgesamt 240 000 m³/a zu erhöhen und entsprechend 
die insgesamt zulässigen Stunden-, Tages- und Jahres-
höchstfördermengen anzupassen. 
 Diese Erhöhung ist kurzfristig zur Stabilisierung einer aus-
reichenden quantitativen Wasserversorgung im Versorgungs-
gebiet des WBV Kreis Herford-West erforderlich. Auf Grund-
lage der bisherigen Förderentwicklung im Jahr 2020 zeichnen 
sich bereits jetzt Lieferengpässe ab. Diese resultieren zum 
einen aus einem erneut sehr trockenen und überdurch-
schnittlich warmen Frühjahr. Zum anderen ist mit Ausbruch 
der Corona-Pandemie die Wasserabgabe an die Verbands-
mitglieder und Vertragspartner im 1. Quartal um ca. 6 % ge-
stiegen. Gemäß den aktuellen Hochrechnungen werden die 
derzeit genehmigten Fördermengen in Höhe von 4,86 Mio. 
m³/a nicht ausreichen, um den prognostizierten Wasserbe-
darf zu decken. Zur Abdeckung des zusätzlichen Bedarfs von 
240 000 m³/a wird deshalb der Antrag zur temporären Erhö-
hung der Fördermengen gestellt
 Nach Ziffer 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 ist für die zusätzliche 
Entnahme eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls durch-
zuführen. Im Rahmen dieser Vorprüfung wurde festgestellt, 
dass für das beantragte Vorhaben keine Pfl icht zur Durchfüh-
rung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. Von dem 
Vorhaben sind nach Einschätzung der Genehmigungsbehör-
de aufgrund überschlägiger Prüfung unter Berücksichtigung 
der in Anlage 3 UVPG aufgeführten Kriterien keine erhebli-
chen nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten, die 
nach § 25 Abs. 2 UVPG zu berücksichtigen wären.  
 Von der Erhöhung der Fördermenge sind aufgrund der 
geringdurchlässigen Deckschichten und der weitgehend ge-
spannten Grundwasserverhältnisse keine erheblichen nach-
teiligen Auswirkungen zu befürchten. Die oberfl ächennahe 
Vegetation deckt ihren Wasserbedarf aus den Niederschlä-
gen und dem oberfl ächennahen Bodenwasser, nicht aus dem 
Grundwasser. Es können somit keine signifi kanten förderbe-
dingten Beeinfl ussungen abgeleitet werden. Ein ausreichen-
des Dargebot ist nachgewiesen. 
 Diese Feststellung wird hiermit gemäß § 5 Abs. 2 UVPG 
öffentlich bekannt gegeben. Sie ist gemäß § 5 Abs. 3 UVPG 
nicht selbstständig anfechtbar. 

ABl. Reg. Dt. 2020, S. 202



203AMTSBLATT FÜR DEN REGIERUNGSBEZIRK DETMOLD

173 Regionalrat Detmold; 
hier: Sitzungstermine im Jahre 2020

Bezirksregierung Detmold Detmold, den 4. Juni 2020
Geschäftsstelle des Regionalrates

 Im Jahre 2020 werden an folgenden Terminen Sitzungen 
des Regionalrates Detmold stattfi nden:
Montag, den 22. Juni 2020
Montag, den 5. Oktober 2020
Montag, den 7. Dezember 2020

ABl. Reg. Dt. 2020, S. 203

C. Rechtsvorschriften und Bekanntmachungen anderer
Behörden und Dienststellen

174 Kraftloserklärung einer Sparkassenurkunde

 Da die Sparkassenurkunde Nr. 3 230 030 912, ausge-
stellt von der Sparkasse Herford als Rechtsnachfolger der 
ehemali g en Kreissparkasse Herford und Stadtsparkasse 
Herford, aufgrund unseres Aufgebots vom 2. März 2020 nicht 
vorgelegt wurde, wird sie für kraftlos erklärt.

 Herford, den 4. Juni 2020

Sparkasse im Kreis Herford
Der Vorstand

ABl. Reg. Dt. 2020, S. 203

175 Kraftloserklärung eines Sparkassenzertifi kates

 Da das Sparkassenzertifi kat Nr. 306 352 717 aufgrund des 
Aufgebots vom 3. März 2020 nicht vorgelegt wurde, wird die-
ses für kraftlos erklärt

 Brakel, den 3. Juni 2020

Sparkasse Höxter
Der Vorstand

ABl. Reg. Dt. 2020, S. 203
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